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►AKTUELL: GEMEINNÜTZIG = NÜTZLICH FÜR DIE  ALLGEMEINHEIT

Für gemeinnützige Vereine und andere gemeinnüt-
zige Körperschaften ist die Anerkennung der Ge-
meinnützigkeit durch die Finanzverwaltung von 
ausschlaggebender Bedeutung. Während Anerken-
nung nur von Zeit zu Zeit überprüft wird, hängt ihr 
Bestand vom laufenden tatsächlichen Handeln des 
Vereins oder Unternehmens ab, das nachträglich 
nicht mehr korrigiert werden kann. Die Grundsätzli-
che Anforderung ist, dass gemeinnützige Körper-
schaften nützlich für die Allgemeinheit sein und frei-
giebig etwas für Dritte tun müssen. In vielen Fällen 
liegt das quasi automatisch im Kern des Handelns 
der Körperschaft. Manche Zwecke werden vom Fis-
kus auch eher großzügig als gemeinnützig betrachtet. 
Beides trifft jedoch nicht in jedem Fall zu und gerade 
dann ist Aufmerksamkeit gefordert. 
Vergegenwärtigen sollte man sich immer die Le-
galdefinition in § 52 Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung: 
„Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, 

wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allge-
meinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem 
Gebiet selbstlos zu fördern.“. Die Förderung der All-
gemeinheit bleibt dabei ein auslegungsbedürftiger 
Rechtsbegriff. Klar ist aber, dass die Körperschaft für 
die Allgemeinheit zugänglich sein muss. Weiter 
werden Zwecke definiert, die anzuerkennen sind 
und es wird festgestellt, dass entsprechend wirkende 
Zwecke anerkannt werden können. Je konkreter die 
Satzung dies bestimmt und je stärker dies mit dem 
tatsächlichen Handeln übereinstimmt, desto besser. 
Selbstlosigkeit bedeutet, dass Mitglieder oder Dritte 
nicht begünstigt werden dürfen. Gemeinnützige 
Körperschaften dürfen daher keine vordergründige 
Selbstbedienung der handelnden Personen erlauben. 
Im Ergebnis sind neben der Arbeit, auf die sich ge-
meinnützige Körperschaften eigentlich fokussieren 
wollen, vielfältige Formalitäten zu beachten, die häu-
fig eine steuerliche Beratung nahelegen. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JUNI UND JULI 2025 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.06.2025 10.07.2025 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2025 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2025 – 

Umsatzsteuer2 10.06.2025 10.07.2025 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.06.2025 14.07.2025 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung4 26.06.2025 29.07.2025 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfol-

gen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass 
die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachwei-
se. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohn-
buchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Be-
auftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Berufliche Fahrtkosten: Behandlung einer Lea-
singsonderzahlung 
Der Kläger leaste im Rahmen seiner Tätigkeit als Au-
ßendienstmitarbeiter einen Pkw, leistete hierfür eine 
Leasingsonderzahlung und übernahm weitere Kos-
ten (z. B. Fahrzeugzubehörkosten). In seiner Ein-
kommensteuererklärung machte er Fahrtkosten für 
seine Außentätigkeit als Werbungskosten geltend. 
Die Ermittlung der Fahrtkosten basierte auf einem 
Kilometersatz, welchen der Kläger im Vorjahr auf 
der Basis der Fahrleistung ermittelte und im Streit-
jahr erneut anwendete. Bei der Ermittlung der Fahrt-
kosten wurden u. a. die geleisteten Leasingsonder-
zahlungen für den gesamten Leasingzeitraum zu-
grunde gelegt. Das beklagte Finanzamt erkannte die 
geltend gemachten Fahrtkosten der Höhe nach nicht 
an. Der hiergegen erhobenen Klage gab das Finanz-
gericht München statt.  
Der Bundesfinanzhof ändert seine Ansicht dahinge-
hend, dass eine Leasingsonderzahlung im Rahmen 
der Ermittlung der jährlichen Fahrzeuggesamtkosten 
periodengerecht aufzuteilen ist (Az. VI R 9/22). Die 
Richter hoben das Urteil auf und wiesen die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung 
an das Finanzgericht München zurück. 
Hinweis: Aufwendungen des Arbeitnehmers für be-
ruflich veranlasste Fahrten, die nicht Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte im Sinne 
des § 9 Abs. 4 EStG sowie keine Familienheimfahrten 
sind (sonstige berufliche Fahrten), sind nach § 9 Abs. 
1 Nr. 4a Satz 1 EStG in ihrer tatsächlichen Höhe als 
Werbungskosten zu berücksichtigen. Anstelle der 
tatsächlichen Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer 
durch die persönliche Benutzung eines Beförde-
rungsmittels entstehen, können die Fahrtkosten mit 
den pauschalen Kilometersätzen angesetzt werden, 
die für das jeweils benutzte Fahrzeug als höchste 
Wegstreckenentschädigung nach dem Bundesreise-
kostengesetz festgesetzt sind. 

Keine Anerkennung einer doppelten Haushaltsfüh-
rung bei Fahrzeit zwischen Hauptwohnung und 
Tätigkeitsstätte von etwa einer Stunde 
Ein Geschäftsführer war bei einer etwa 30 km ent-
fernt ansässigen Arbeitgeberin angestellt und mietete 
eine Zweitwohnung in ca. 1 km Entfernung von sei-
ner Arbeitsstätte. Er machte einen Anspruch auf Be-
rücksichtigung von Aufwendungen für eine doppelte 
Haushaltsführung geltend. 
Das Finanzgericht Münster wies die Klage ab (Az. 1 
K 1448/22). Das Finanzamt habe hier zu Recht abge-
lehnt, bei den Einkünften des Klägers aus nicht-
selbstständiger Arbeit zusätzliche Werbungskosten 
für die geltend gemachte doppelte Haushaltsführung 
zu berücksichtigen. Der Ort des eigenen Hausstands 

und der Beschäftigungsort des Klägers fallen im 
Streitfall nicht auseinander, denn der Kläger könne 
seine Arbeitsstätte von seinem ca. 30 km entfernten 
Hausstand aus mit dem Pkw ausweislich eines Onli-
ne-Routenplaners im Berufsverkehr innerhalb von 50 
bis 55 Minuten erreichen. Da die üblichen Wegezei-
ten maßgeblich seien, sei nicht darauf abzustellen, 
dass die Fahrzeit nach Angaben des Klägers auf-
grund von Baustellen zeitweise im Einzelfall länger 
gedauert haben sollte. Außerhalb des Berufsverkehrs 
betrage die Fahrzeit ausweislich des Online-Routen-
planers lediglich ca. 30 Minuten. 

Kein Werbungskostenabzug für private Umzugs-
kosten trotz Homeoffice-Zwang 
Berufstätige Eheleute lebten mit ihrer Tochter in ei-
ner 3-Zimmer-Wohnung und arbeiteten nur in Aus-
nahmefällen im Homeoffice. Ab März 2020 - bedingt 
durch die Corona-Pandemie - arbeiteten sie überwie-
gend im Homeoffice, dort im Wesentlichen im 
Wohn-/Esszimmer. Ab Mai 2020 zogen sie in eine 5-
Zimmer-Wohnung, in der sie zwei Zimmer als häus-
liche Arbeitszimmer einrichteten und nutzten. Den 
Aufwand für die Nutzung der Arbeitszimmer und 
die Kosten für den Umzug in die neue Wohnung 
machten sie in ihrer Einkommensteuererklärung als 
Werbungskosten geltend. Das beklagte Finanzamt 
erkannte die Aufwendungen für die Arbeitszimmer 
an, mangels beruflicher Veranlassung lehnte es den 
Abzug der Kosten für den Umzug jedoch ab. Dem-
gegenüber bejahte das Finanzgericht Hamburg den 
Werbungskostenabzug auch für die Umzugskosten 
und gab der Klage insoweit statt. Der Umzug in die 
größere Wohnung sei beruflich veranlasst gewesen, 
da er zu einer wesentlichen Erleichterung der Ar-
beitsbedingungen der Kläger geführt habe.  
Dem folgten die Richter des Bundesfinanzhofs nicht. 
Sie stellten maßgeblich darauf ab, dass die Wohnung 
dem privaten Lebensbereich zuzurechnen sei, die 
Kosten für einen Wechsel der Wohnung daher re-
gelmäßig zu den steuerlich nicht abziehbaren Kosten 
der Lebensführung zählten. Etwas anderes gelte nur, 
wenn die berufliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen 
den entscheidenden Grund für den Wohnungswech-
sel dargestellt und private Umstände hierfür eine 
allenfalls ganz untergeordnete Rolle gespielt haben. 
Dies sei nur aufgrund außerhalb der Wohnung lie-
gender Umstände zu bejahen, etwa wenn der Umzug 
Folge eines Arbeitsplatzwechsels gewesen sei oder 
die für die täglichen Fahrten zur Arbeitsstätte benö-
tigte Zeit sich durch den Umzug um mindestens eine 
Stunde täglich vermindert habe. (Az. VI R 3/23). 

Provisionen in Form der Kryptowährung Ether zu-
lässig 
Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass Arbeit-
nehmer unter bestimmten Bedingungen Provisionen 
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in Form der Kryptowährung Ether erhalten können. 
Ether als Sachbezug zu vereinbaren sei nur dann 
möglich, wenn dies bei objektiver Betrachtung im 
Interesse des Arbeitnehmers liege. Zudem müsse ein 
bestimmter unpfändbarer Betrag des Arbeitsentgelts 
in Geld ausgezahlt werden (Az. 10 AZR 80/24). 
Hintergrund des Urteils ist ein Streit zwischen einem 
Unternehmen, das sich auch mit Kryptowährung 
befasst, und einer ehemaligen Arbeitnehmerin. Die 
Provisionsvereinbarung sah eine spezielle Auszah-
lungsmodalität vor. Die Provision sollte zwar zuerst 
in Euro berechnet werden, dann aber zum Fällig-
keitszeitpunkt (immer am letzten Tag des Folgemo-
nats) zum aktuellen Wechselkurs in die Kryptowäh-
rung Ether (ETH) umgerechnet werden. Dieser An-
spruch sollte durch die Übertragung der entspre-
chenden Menge ETH auf eine von der Klägerin be-
nannte Wallet (sog. digitale Geldbörse für Kryp-
towährungen) erfüllt werden. Sie klagte, dass ihr 
noch ausstehende Provisionsansprüche - wie im Ar-
beitsvertrag festgehalten - in Ether übertragen wer-
den sollen. Das Unternehmen war hingegen der An-
sicht, dass die Ansprüche bereits durch eine Geld-
zahlung erfüllt seien. Es sei unzulässig, Arbeitsent-
gelt in Form von Kryptowährung auszuzahlen. 
Das Bundesarbeitsgericht gab der Klägerin recht. Der 
Klägerin stehen die geltend gemachten Provisionen, 
zu erfüllen durch Übertragung von ETH, dem Grun-
de nach zu. Es entschied, dass die Übertragung der 
Kryptowährung Ether zur Erfüllung von Provisions-
ansprüchen des Arbeitnehmers, wenn dies bei objek-
tiver Betrachtung im Interesse des Arbeitnehmers 
liegt, als Sachbezug im Sinne von § 107 Abs. 2 Satz 1 
GewO vereinbart werden kann. Nach § 107 Abs. 2 
Satz 5 GewO dürfe jedoch der Wert der vereinbarten 
Sachbezüge die Höhe des pfändbaren Teils des Ar-
beitsentgelts nicht übersteigen. Dem Arbeitnehmer 
müsse zumindest der unpfändbare Betrag seines 
Entgelts in Geld ausgezahlt werden. Im Streitfall 
müsse allerdings die genaue Höhe des Anspruchs 
vom zuständigen Landesarbeitsgericht in Baden-
Württemberg als Vorinstanz verhandelt und ent-
schieden werden. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Versorgungsleistungen aus einer früheren inländi-
schen Betriebsstätte an eine im EU-Ausland woh-
nende Person 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg entschied, 
dass der in der Slowakei wohnende Bezieher von 
Versorgungsleistungen aus einer inländischen Ver-
sorgungseinrichtung für eine konkret bezeichnete 
Berufsgruppe (im Streitfall einer Leistung des Vertre-
terversorgungswerks) im Inland beschränkt ein-
kommensteuerpflichtig ist (Az. 12 K 549/23).  

Die an den Kläger gezahlten Versorgungsleistungen 
seien nachträgliche Einkünfte aus Gewerbebetrieb. 
Diese seien nach Berücksichtigung der Entstehungs-
geschichte der Vorschriften zu den inländischen Ein-
künften und der Gesetzessystematik durch die ur-
sprünglich betriebene inländische Betriebsstätte ver-
anlasst. Nach Auffassung der Richter steht einer Be-
steuerung der Gewinneinkünfte das Doppelbesteue-
rungsabkommen Slowakei nicht entgegen. Hierzu ist 
jedoch die Revision beim Bundesfinanzhof anhängig. 

Ablösung eines Zinsswaps 
Die Klägerin hatte zur Errichtung eines Windparks 
im Jahr 2008 ein Darlehen aufgenommen. Die Fällig-
keit der letzten Rate war für den 31.03.2023 verein-
bart, der Zinssatz war bis 31.03.2018 festgeschrieben. 
Im Jahr 2014 schloss die Klägerin mit der Darlehens-
geberin für die Restlaufzeit des Darlehens nach Ab-
lauf der Zinsbindung einen Zinsswap. Dieser war so 
ausgestaltet, dass die Klägerin an jedem Zahlungs-
termin für Festbeträge den entsprechenden Festbe-
trag an den Zahler der variablen Beträge zahlt und 
der Zahler der variablen Beträge (die Darlehensgebe-
rin) an jedem Zahlungstermin für variable Beträge 
den entsprechenden variablen Betrag an den Zahler 
der Festbeträge zu zahlen hatte. Sollte der variable 
Satz negativ sein, hatte nach der Vereinbarung der 
Zahler der Festbeträge an dem betreffenden Fällig-
keitstag für die variablen Beträge zusätzlich den als 
absoluten Betrag ausgedrückten variablen Betrag an 
den Zahler der variablen Beträge zu zahlen. Später 
vereinbarte die Klägerin mit der Darlehensgeberin 
eine feste Verzinsung für die Restlaufzeit des Darle-
hens und löste den Zinsswap-Vertrag gegen Zahlung 
eines Ablösebetrags ab. Diesen Ablösungsbetrag 
machte sie als Betriebsausgabe geltend, was das be-
klagte Finanzamt unter Verweis auf die Vorschrift 
des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG ablehnte. 
Das Finanzgericht entschied, dass es sich zwar bei 
dem Zinsswap um ein Termingeschäft im Sinne des § 
15 Abs. 4 Satz 3 EStG handele, vorliegend aber zu-
gunsten der Klägerin die Rückausnahme (§ 15 Abs. 4 
Satz 4 EStG) greife. Denn die Klägerin habe damit ein 
Geschäft zur Absicherung des gewöhnlichen Ge-
schäftsbetriebs getätigt. Mit der Zinsbindung für die 
Restlaufzeit des Darlehens sei der Abschluss des 
Zinsswaps geeignet gewesen, die Risiken aus dem 
ursprünglichen Grundgeschäft, dem Darlehensver-
trag, abzusichern. Anders als in bisher entschiedenen 
Fällen sei die Klägerin kein weiteres Risiko (etwa 
durch die Verbindung mit einem Währungsswap) 
eingegangen. Vielmehr bewirkte der Zinsswap für 
die Klägerin hier wirtschaftlich nur eine Zinsfest-
schreibung bis zum Darlehensende. Mit der Ablö-
sung des Swaps habe die Klägerin lediglich die Auf-
wendungen in einer Summe vorgezogen, die ande-
renfalls über die Restlaufzeit des Swap-Geschäfts 
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entstanden wären. Schließlich habe der Abschluss 
des Darlehensvertrags auch zum gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb der Klägerin gehört, weil es für Betrei-
ber von Windparks üblich sei, die Anschaffung ihres 
Anlagevermögens durch Darlehen zu finanzieren. 
Hinweis: Bei der Grundform eines Zinssatz-Swaps 
verpflichten sich die Vertragsparteien in einem fest-
gelegten Zeitraum zu bestimmten Terminen Zahlun-
gen von Beträgen in der gleichen Währung zu leis-
ten, die zu unterschiedlichen Zinssätzen auf einen 
nominellen Kapitalbetrag berechnet werden. 

Keine Absetzbarkeit von Rechts- und Beratungs-
kosten bei Anteilsverkäufen 
Eine Tochtergesellschaft, die in einem Organschafts-
verhältnis zur Klägerin als Organträgerin stand, ver-
äußerte Anteile an ihrer Tochtergesellschaft - also 
einer Enkelgesellschaft der Klägerin. Die Klägerin 
hatte im Zusammenhang mit der Veräußerung der 
Enkelgesellschaft Rechts- und Beratungsleistungen in 
eigenem Namen beauftragt und die Kosten daraus 
getragen. Das beklagte Finanzamt klassifizierte diese 
Ausgaben als Veräußerungskosten der Tochtergesell-
schaft, die im Rahmen des § 8b Abs. 2 des Körper-
schaftsteuergesetzes nur teilweise abziehbar seien. 
Die Klägerin argumentierte, dass die Kosten allein 
ihr und nicht der Tochtergesellschaft zuzurechnen 
und auf ihrer Ebene ohne Anwendung des § 8b KStG 
in voller Höhe abzugsfähig seien. 
Das Finanzgericht gab der Klage statt und ließ die 
streitigen Aufwendungen in voller Höhe zum Abzug 
zu. Eine Zurechnung der Kosten zur Tochtergesell-
schaft komme nicht in Betracht. Bei den Aufwen-
dungen für von der Klägerin in Auftrag gegebene 
Rechts- und Beratungsleistungen im Zusammenhang 
mit der Veräußerung der Enkelgesellschaft handelt 
es sich um Betriebsausgaben der Klägerin, die nicht 
dem Abzugsverbot (§ 8b Abs. 2 oder Abs. 3 KStG) zu 
unterwerfen seien. Daher seien die Aufwendungen 
in voller Höhe einkommenswirksam. Des Weiteren 
seien die Rechts- und Beratungsleistungen nicht als 
verdeckte Einlage zu qualifizieren. Eine verdeckte 
Einlage liege mangels eines einlagefähigen Wirt-
schaftsguts nicht vor, da die Klägerin in der konkre-
ten Konstellation nicht auf einen Aufwendungser-
satzanspruch – etwa aus einer Geschäftsführung oh-
ne Auftrag – verzichtet habe. Auch ein sog. abge-
kürzter Vertragsweg liege nach Auffassung der Rich-
ter nicht vor, da die rechtliche Gestaltung des Sach-
verhalts für den Abzug entscheidend sei. Eine fin-
gierte Zuwendung komme – anders als z. B. im Be-
reich von Vermietungseinkünften – nicht in Betracht. 
Hinweis: Die Entscheidung, die hohe Relevanz für 
Konzernstrukturen mit Organschaftsverhältnissen 
hat, ist nicht rechtskräftig. Die Revision wurde we-
gen der grundsätzlichen Bedeutung der Frage der 
Anwendung des abgekürzten Vertragswegs bei Kör-

perschaften zugelassen. Die Revision zum Bundesfi-
nanzhof wurde eingelegt. Das BFH-Aktenzeichen ist 
noch nicht bekannt. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Kein Werbungskostenabzug bei Vermögensverwal-
tergebühren 
Ein Anleger hatte im Veranlagungszeitraum 2020 
erhebliche Vermögensverwaltergebühren gezahlt, 
die über dem Sparerpauschbetrag lagen. Diese mach-
te er in seiner Einkommensteuererklärung als Wer-
bungskosten geltend. Das Finanzgericht Sachsen-
Anhalt ordnete die Vermögensverwaltergebühr als 
Werbungskosten (gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG) ein, 
die unter das Abzugsverbot (gem. § 20 Abs. 9 Satz 1 
Halbsatz 2 EStG) fallen. Dieses Abzugsverbot schlie-
ße einen Werbungskostenabzug bei Kapitalerträgen 
generell aus - nur der Sparerpauschbetrag werde be-
rücksichtigt. Der Kläger argumentierte, dass das Ab-
zugsverbot gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes) verstoße, insbe-
sondere weil bestimmte pauschale Vermögensver-
waltergebühren laut des Bundesfinanzministeriums 
anteilig doch als Anschaffungs- oder Veräußerungs-
kosten anerkannt werden könnten.  
Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen die Nicht-
zulassungsbeschwerde gegen das Urteil des Finanz-
gerichts als unbegründet zurück. Sie sahen keine ver-
fassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung und 
auch keine verfassungsrechtliche Fragestellung, die 
eine Revision rechtfertigen könne. Das Werbungs-
kostenabzugsverbot (gem. § 2 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 
20 Abs. 9 EStG) sei auch gegenüber Anlegern höherer 
Kapitalerträge, denen Werbungskosten (hier: aus 
Vermögensverwaltergebühren) deutlich oberhalb des 
Sparerpauschbetrags erwachsen, eine verfassungs-
rechtlich zulässige typisierende Regelung im System 
der abgeltend besteuerten Kapitalerträge. 

Unzulässige Zweitwohnungssteuer bei Nest- oder 
Wechselmodell 
Das Verwaltungsgericht Weimar entschied, dass die 
Erhebung einer kommunalen Zweitwohnungssteuer 
(auch) unzulässig in Fällen des ehelichen Getrenntle-
bens ist, wenn und soweit die gemeinsamen eheli-
chen Kinder des zur Zweitwohnungssteuer herange-
zogenen getrennt lebenden Elternteils mit Zweit-
wohnsitz im familiären Nest- oder Wechselmodell 
am Erstwohnsitz regelmäßig betreut werden. 
Im Streitfall betreute ein getrennt lebendes Ehepaar 
seine gemeinsamen Kinder zunächst im Nest- und 
später im Wechselmodell. Für eine Nebenwohnung 
in einer anderen Stadt sollte der Mann Zweitwoh-
nungssteuer in Höhe von 960 Euro jährlich zahlen. 
Eine Ausnahme sah die Satzung nur für nicht dau-
ernd getrennt lebende Eheleute vor. 


